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Gesetz
zum digitalen Fortschritt im Hochschulbereich 

 angesichts der Erfahrungen aus der 
Corona-Pandemie sowie zum Hochschulbetrieb
 im Falle einer Epidemie oder einer Katastrophe

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zum digitalen Fortschritt im Hochschulbereich 

 angesichts der Erfahrungen aus der 
Corona-Pandemie sowie zum Hochschulbetrieb 
im Falle einer Epidemie oder einer Katastrophe

Vom 3. November 2021

Artikel 1
Änderung des Hochschulgesetzes

Das Hochschulgesetz vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S.  547), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
25.  März 2021 (GV. NRW. S.  331) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 82a wie 
folgt gefasst:

  „§  82a Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, 
 einer Großeinsatzlage oder einer Katastrophe“.

2.  Dem § 3 Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:

  „Zur Sicherung der Qualität in Studium und Lehre, 
zur eigenverantwortlichen Steuerung des Hochschul-
wesens mit dem Ziel der Stärkung der hochschuli-
schen Leistungsfähigkeit sowie zur Sicherung des in-
formationellen Selbstbestimmungsrechts der an On-
line-Lehrangeboten und den Maßnahmen nach Satz 2 
Teilnehmenden kann das Ministerium durch Rechts-
verordnung das Nähere zur Erprobung, zur Einfüh-
rung und zum Umfang der Online-Lehrangebote ein-
schließlich von Online-Prüfungen sowie der Maßnah-
men zur Unterstützung der Lehrangebote durch 
elektronisch basierte Methoden und Instrumente re-
geln. Soweit duale Studien gänge und Modellstudien-
gänge im Gesundheitswesen betroffen sind, bedarf die 
Rechtsverordnung des Einvernehmens mit dem für 
Gesundheit zuständigen Ministerium.“

3.  Dem § 12 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

  „Für diese Gremien kann durch Ordnung oder in der 
Geschäftsordnung des Gremiums vorgesehen werden, 
dass die Sitzungen in elektronischer Kommunikation 
stattfi nden dürfen und Beschlüsse in elektronischer 
Kommunikation oder im Umlaufverfahren gefasst 
werden dürfen.“

4.  Dem § 53 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

  „Die Satzung kann regeln, dass mit Ausnahme der 
Sitzungen des Studierendenparlaments die Sitzungen 
der Gremien der Studierendenschaft in elektronischer 
Kommunikation stattfi nden dürfen und Beschlüsse in 
elektronischer Kommunikation oder im Umlaufver-
fahren gefasst werden dürfen.“

5.  § 64 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  2 wird nach dem Wort „Kommunikation“ 
die Angabe „(Online-Prüfungen)“ eingefügt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

   „Hierbei sind insbesondere Bestimmungen zum 
Datenschutz zu treffen.“

6.  § 82a wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 82a 
Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, 

einer Großeinsatzlage oder einer Katastrophe“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „Im Rahmen der 
Bewältigung der SARS-CoV-2-Pandemie wird 
das für Wissenschaft zuständige Ministerium 

zur“ durch die Wörter „Das Ministerium wird 
für den Fall, dass

   1.  der Deutsche Bundestag auf der Grundlage 
des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl.  I S.  1045), das zuletzt durch 
Artikel  6 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 
(BGBl.  I S.  3274) geändert worden ist, eine 
epidemische Lage von nationaler Tragweite 
festgestellt hat,

   2.  der Landtag auf der Grundlage des Infek-
tionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 14. 
April 2020 (GV. NRW. S.  218b), das zuletzt 
durch Gesetz vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. 
S.  566) geändert worden ist, eine epidemi-
sche Lage von landesweiter Tragweite fest-
gestellt hat oder

   3.  eine Rechtsverordnung des Landes nach 
§  32 des Infektionsschutzgesetzes erlassen 
worden ist, 

    zur“, die Wörter „und zum“ durch die Wörter 
„sowie zum“ und die Wörter „sowie der“ 
durch die Wörter „und der“ ersetzt.

  bb)  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

    „Soweit duale Studiengänge und Modellstudi-
engänge im Gesundheitswesen betroffen sind, 
bedarf die Rechtsverordnung des Einverneh-
mens mit dem für Gesundheit zuständigen 
 Ministerium.“

 c)  Nach Absatz  1 werden die folgenden Absätze 2 
bis 5 eingefügt:

   „(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechts-
verordnung nach Absatz  1 ab dem Zeitpunkt der 
Feststellung nach Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 
oder 2 oder nach dem Erlass der Rechtsverordnung 
nach Absatz  1 Satz  1 Nummer  3 ermächtigt. Die 
Ermächtigung besteht unbeschadet der Sätze 3 
und 4 zumindest für den Zeitraum der jeweiligen 
Feststellung oder den Zeitraum der Geltung der je-
weiligen Rechtsverordnung und ist unabhängig 
von der Wirksamkeit der Feststellung nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 sowie der Wirksam-
keit der Rechtsverordnung nach Absatz  1 Satz  1 
Nummer  3. Wird die Feststellung nach Absatz  1 
Satz  1 Nummer  1 oder 2 oder die Geltung der 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
verlängert, verlängert sich entsprechend auch der 
Zeitraum der Ermächtigung zum Erlass der 
Rechtsverordnung nach Absatz  1. Die Ermächti-
gung nach Absatz 1 gilt fort bis zum Ende des Se-
mesters, das als zweites dem Semester folgt, in 
dem die Feststellung einer epidemischen Lage im 
Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 aufge-
hoben wird oder die Geltung einer Rechtsver-
ordnung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
endet. Ist das Semester im Sinne des Satzes 4 ein 
Wintersemester, endet dieses am 31. März des je-
weiligen Jahres; ist das Semester im Sinne des Sat-
zes 4 ein Sommersemester endet dieses am 30. Sep-
tember des jeweiligen Jahres. Zur weiteren Be-
wältigung der SARS-CoV-2-Pandemie und zur 
Sicherung des Hochschulbetriebs in dieser Pande-
mie und der Grundrechte der Hochschulmitglieder 
wird das Ministerium ermächtigt, die Rechtsver-
ordnung nach Absatz  1 oder einzelne Regelungen 
dieser Rechtsverordnung mit Wirkung vom 1. Ok-
tober 2021 zu erlassen.

   (3) Wenn durch den Eintritt einer Großeinsatzlage 
oder einer Katastrophe im Sinne des § 1 Absatz 2 
des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleis-
tung und den Katastrophenschutz vom 17. Dezem-
ber 2015 (GV. NRW. S. 886), das zuletzt durch Arti-
kel  6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. 
S.  762) geändert worden ist, an Hochschulen der 
Lehr- oder Prüfungsbetrieb in Präsenz einge-
schränkt ist, kann das Ministerium zur Sicherstel-
lung der Lehre, zur Sicherstellung der Funktions-
fähigkeit der Gremien der Hochschule und der 
Studierendenschaft und zum Schutz der Grund-
rechte der Hochschulmitglieder sowie der Studien-
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bewerberinnen und -bewerber durch Rechtsver-
ordnung Regelungen nach Absatz  1 erlassen. Be-
schränken sich die Einschränkungen nach Satz  1 
auf eine einzelne Hochschule, insbesondere auf ih-
ren Sitz, einen Standort oder Studienort, ist die 
Rechtsverordnung in ihrem örtlichen Anwen-
dungsbereich entsprechend einzugrenzen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

   (4) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechts-
verordnung nach Absatz  3 ab dem Zeitpunkt des 
Eintritts der Großeinsatzlage oder der Katastrophe 
ermächtigt. Die Ermächtigung nach Absatz  3 gilt 
fort bis zum Ende des Semesters, das als viertes 
dem Semester folgt, in dem die Großeinsatzlage 
oder die Katastrophe eingetreten ist. Absatz  2 
Satz 5 gilt entsprechend.

   (5) Die Geltung der Rechtsverordnungen nach den 
Absätzen 1 und 3 ist zu befristen. Die jeweilige 
Rechtsverordnung tritt spätestens zu dem Zeit-
punkt außer Kraft, an dem das Ministerium nach 
Absatz 2 oder Absatz 4 nicht mehr zu ihrem Erlass 
ermächtigt ist.“

 d)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6, in dem die 
Wörter „für Wissenschaft zuständige“ gestrichen 
und nach dem Wort „Rechtsverordnung“ die Wör-
ter „nach den Absätzen 1 und 3“ eingefügt wer-
den.

7.  § 84 Absatz 6 wird aufgehoben.

Artikel 2

Änderung des Kunsthochschulgesetzes

Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 2008 (GV. NRW. 
S.  195), das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 
25.  März 2021 (GV. NRW. S.  331) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 73a wie 
folgt gefasst:

  „§ 73a Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, ei-
ner Großeinsatzlage oder einer Katastrophe“.

2.  Dem § 13 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

  „Für diese Gremien kann durch Ordnung oder in der 
Geschäftsordnung des Gremiums vorgesehen werden, 
dass die Sitzungen in elektronischer Kommunikation 
stattfi nden dürfen und Beschlüsse in elektronischer 
Kommunikation oder im Umlaufverfahren gefasst 
werden dürfen.“

3.  Dem § 45 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

  „Die Satzung kann regeln, dass mit Ausnahme der 
Sitzungen des Studierendenparlaments die Sitzungen 
der Gremien der Studierendenschaft in elektronischer 
Kommunikation stattfi nden dürfen und Beschlüsse in 
elektronischer Kommunikation oder im Umlaufver-
fahren gefasst werden dürfen.“

4.  Dem § 50 Absatz 2a wird folgender Satz angefügt:

  „Zur Sicherung der Qualität in Studium und Lehre, 
zur eigenverantwortlichen Steuerung des Hochschul-
wesens mit dem Ziel der Stärkung der hochschu-
lischen Leistungsfähigkeit und zur Sicherung des 
 informationellen Selbstbestimmungsrechts der an 
 Online-Lehrangeboten sowie an Maßnahmen zur Un-
terstützung der Lehrangebote durch elektronisch 
 basierte Methoden und Instrumente Teilnehmenden 
kann das Ministerium durch Rechtsverordnung das 
Nähere zur Erprobung, zur Einführung und zum Um-
fang der Online-Lehrangebote einschließlich von On-
line-Prüfungen sowie dieser Maßnahmen regeln.“

5.  § 56 Absatz 2 wird folgt geändert:

 a)  In Satz  3 wird nach dem Wort „Kommunikation“ 
die Angabe „(Online-Prüfungen)“ eingefügt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

   „Hierbei sind insbesondere Bestimmungen zum 
Datenschutz zu treffen.“

6.  § 73a wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 73a 
Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, einer 

Großeinsatzlage oder einer Katastrophe“.

 b)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Im Rahmen 
der Bewältigung der SARS-CoV-2-Pandemie wird 
das für Wissenschaft zuständige Ministerium zur“ 
durch die Wörter „Das Ministerium wird für den 
Fall, dass

  1.  der Deutsche Bundestag auf der Grundlage des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl.  I S.  1045), das zuletzt durch Artikel  6 
des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3274) 
geändert worden ist, eine epidemische Lage von 
nationaler Tragweite festgestellt hat,

  2.  der Landtag auf der Grundlage des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes vom 14. April 
2020 (GV. NRW. S. 218b), das zuletzt durch das 
Gesetz vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S.  566) ge-
ändert worden ist, eine epidemische Lage von 
landesweiter Tragweite festgestellt hat oder

  3.  eine Rechtsverordnung des Landes nach §  32 
des Infektionsschutzgesetzes erlassen worden 
ist,

   zur“, die Wörter „und zum“ durch die Wörter „so-
wie zum“ und die Wörter „sowie der“ durch die 
Wörter „und der“ ersetzt.

 c)  Nach Absatz  1 werden die folgenden Absätze 2 
bis 5 eingefügt:

   „(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechts-
verordnung nach Absatz  1 ab dem Zeitpunkt der 
Feststellung nach Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 
oder 2 oder nach dem Erlass der Rechtsverordnung 
nach Absatz  1 Satz  1 Nummer  3 ermächtigt. Die 
Ermächtigung besteht unbeschadet der Sätze 3 
und 4 zumindest für den Zeitraum der jeweiligen 
Feststellung oder den Zeitraum der Geltung der je-
weiligen Rechtsverordnung und ist unabhängig 
von der Wirksamkeit der Feststellung nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 sowie der Wirksam-
keit der Rechtsverordnung nach Absatz  1 Satz  1 
Nummer  3. Wird die Feststellung nach Absatz  1 
Satz  1 Nummer  1 oder 2 oder die Geltung der 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
verlängert, verlängert sich entsprechend auch der 
Zeitraum der Ermächtigung zum Erlass der 
Rechtsverordnung nach Absatz  1. Die Ermächti-
gung nach Absatz  1 gilt fort bis zum Ende des 
 Semesters, das als zweites dem Semester folgt, in 
dem die Feststellung einer epidemischen Lage im 
Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 aufge-
hoben wird oder die Geltung einer Rechtsverord-
nung im Sinne von Absatz  1 Satz  1 Nummer  3 
 endet. Ist das Semester im Sinne des Satzes 4 ein 
Wintersemester, endet dieses am 31. März des 
 jeweiligen Jahres; ist das Semester im Sinne des 
Satzes 4 ein Sommersemester endet dieses am 
30. September des jeweiligen Jahres. Zur weiteren 
Bewältigung der SARS-CoV-2-Pandemie und zur 
Sicherung des Hochschulbetriebs in dieser Pande-
mie und der Grundrechte der Hochschulmitglieder 
wird das Ministerium ermächtigt, die Rechtsver-
ordnung nach Absatz  1 oder einzelne Regelungen 
dieser Rechtsverordnung mit Wirkung vom 1. Ok-
tober 2021 zu erlassen.

   (3) Wenn durch den Eintritt einer Großeinsatzlage 
oder einer Katastrophe im Sinne des § 1 Absatz 2 
des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleis-
tung und den Katastrophenschutz vom 17. Dezem-
ber 2015 (GV. NRW. S. 886), das zuletzt durch Arti-
kel  6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. 
S.  762) geändert worden ist, an Hochschulen der 
Lehr- oder Prüfungsbetrieb in Präsenz einge-
schränkt ist, kann das Ministerium zur Sicherstel-
lung der Lehre, zur Sicherstellung der Funktions-
fähigkeit der Gremien der Hochschule und der 
Studierendenschaft und zum Schutz der Grund-
rechte der Hochschulmitglieder sowie der Studien-
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bewerberinnen und -bewerber durch Rechtsver-
ordnung Regelungen nach Absatz  1 erlassen. Be-
schränken sich die Einschränkungen nach Satz  1 
auf eine einzelne Hochschule, insbesondere auf ih-
ren Sitz oder einen Standort, ist die Rechtsverord-
nung in ihrem örtlichen Anwendungsbereich ent-
sprechend einzugrenzen.

   (4) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechts-
verordnung nach Absatz  3 ab dem Zeitpunkt des 
Eintritts der Großeinsatzlage oder der Katastrophe 
ermächtigt. Die Ermächtigung nach Absatz  3 gilt 
fort bis zum Ende des Semesters, das als viertes 
dem Semester folgt, in dem die Großeinsatzlage 
oder die Katastrophe eingetreten ist. Absatz  2 
Satz 5 gilt entsprechend.

   (5) Die Geltung der Rechtsverordnungen nach den 
Absätzen 1 und 3 ist zu befristen. Die jeweilige 
Rechtsverordnung tritt spätestens zu dem Zeit-
punkt außer Kraft, an dem das Ministerium nach 
Absatz 2 oder Absatz 4 nicht mehr zu ihrem Erlass 
ermächtigt ist.“

 d)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6, in dem die 
Wörter „für Wissenschaft zuständige“ gestrichen 
und nach dem Wort „Rechtsverordnung“ die Wör-
ter „nach den Absätzen 1 und 3“ eingefügt werden.

7.  § 74 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 b)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

Artikel 3
Änderung des Hochschulzulassungsgesetzes 2019

§ 11 des Hochschulzulassungsgesetzes 2019 vom 29. Ok-
tober 2019 (GV. NRW. S. 830) wird wie folgt geändert:

1.  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

  „Das Ministerium regelt hierbei durch Rechtsverord-
nung gemäß Artikel  12 des Staatsvertrags insbeson-
dere das Nähere zur Ermittlung und Berücksichti-
gung des Ergebnisses der Hochschulzugangsberechti-
gung.“

2.  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Wortlaut wird folgender Satz vorangestellt:

   „Das Ministerium regelt auch für die Studien-
platzvergabe in den örtlich zulassungsbeschränk-
ten Studiengängen durch Rechtsverordnung das 
Nähere zur Ermittlung und Berücksichtigung des 
Ergebnisses der Hochschulzugangsberechtigung.“

 b)  In dem neuen Satz 2 werden Satz 2 und die Wörter 
„Das Ministerium kann“ durch die Wörter „Zudem 
kann das Ministerium“ ersetzt und nach dem Wort 
„Nähere“ die Wörter „zu Verfahren und Methoden“ 
eingefügt.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 3. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Die Ministerin für Verkehr

Ina  B r a n d e s

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Ursula  H e i n e n - E s s e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

Der Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie Internationales

Stephan  H o l t h o f f - P f ö r t n e r

– GV. NRW. 2021 S. 1180
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Satzung der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) zur Deckung der 

 notwendigen Ausgaben der Organe nach 
§ 104 Absatz 2 des Medienstaatsvertrags 

und zur Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben 
 (Finanzierungssatzung – FS)

Vom 27. August 2021

Aufgrund von § 104 Abs. 10 Satz 4 Medienstaatsvertrag 
(MStV) vom 14. bis 28. April 2020 (GV. NRW. S. 524) und 
nach Maßgabe des Vertrages über die Zusammenarbeit 
der Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten in 
der Bundesrepublik Deutschland (ALM) – ALM-Statut – 
in der jeweils geltenden Fassung erlässt die Landesan-
stalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) überein-
stimmend mit den übrigen Landesmedienanstalten die 
folgende Satzung:

§ 1
Grundsatz

Die Landesmedienanstalten decken die notwendigen 
Ausgaben für die personellen und sachlichen Mittel der 
Organe nach §  104 Abs.  2 MStV sowie für die übrigen 
Gemeinschaftsaufgaben nach § 2 des ALM-Statutes.

§ 2
Gemeinsame Geschäftsstelle, Beauftragter 

für den Haushalt

(1) Zur Aufgabenerfüllung ist eine Gemeinsame Ge-
schäftsstelle mit Sitz in Berlin eingerichtet. Näheres re-
gelt das ALM-Statut.
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(2) Der Gemeinsamen Geschäftsstelle obliegt die Umset-
zung (Ausführung, Vollzug und Abrechnung) des Ge-
samtwirtschaftsplans der ALM GbR nach Maßgabe die-
ser Satzung und in Abstimmung mit dem/der nach §  6 
Abs.  2 des ALM-Statutes gewählten Beauftragten für 
den Haushalt (BfH). Der/die BfH ist für die ALM sowie 
für die ALM als Gesellschaft bürgerlichen Rechts zur 
Abwicklung des Wirtschaftsplans/Haushalts bevoll-
mächtigt. Die Gemeinsame Geschäftsstelle kann sich mit 
Zustimmung des/der BfH der Zuarbeit Dritter bedienen.

§ 3
Gesamtwirtschaftsplan

(1) Die von den Organen jeweils aufgestellten Einzel-
wirtschaftspläne nach §  104 Abs.  10 MStV werden von 
dem/der BfH gemeinsam mit den sonstigen Gemein-
schaftskosten in einem Gesamtwirtschaftsplan der ALM 
GbR zusammengefasst.

(2) Der Gesamtwirtschaftsplan und die Einzelwirt-
schaftspläne müssen den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit entsprechen.

(3) Der Gesamtwirtschaftsplan enthält die voraussicht-
lichen Ausgaben (Personal-, Sach-, und sonstige Ausga-
ben) für das folgende Rechnungsjahr. Rechnungsjahr des 
Gesamtwirtschaftsplanes ist das Kalenderjahr.

(4) Als Einnahmen sind im Gesamtwirtschaftsplan die 
Zuführungen an die ALM GbR durch die Landesmedien-
anstalten vorzusehen. 

(5) Die Aufstellung und der Vollzug des Gesamtwirt-
schaftsplanes erfolgt in Anlehnung an das Haushalts-
recht des Landes Berlin. Durch den Gesamtwirtschafts-
plan und die Anmeldungen der Organe nach § 104 Abs. 2 
MStV werden Ansprüche und Verbindlichkeiten weder 
begründet noch aufgehoben.

(6) Der/die BfH legt den Gesamtwirtschaftsplan spätes-
tens bis zum 15. September eines Jahres vor. Gesamt-
wirtschaftsplan und Finanzierungsschlüssel werden 
nach § 1 ALM-Statut einstimmig beschlossen.

(7) Den für die Landesmedienanstalten zuständigen 
Landesrechnungshöfen ist ein Prüfungsrecht einge-
räumt. Näheres regelt eine Vereinbarung mit den Lan-
desrechnungshöfen.

§ 4
Finanzierung der ALM GbR

Jeder Gesellschafter (§  1 ALM-Statut) trägt zur Finan-
zierung im Rahmen eines jährlich zu beschließenden Fi-
nanzierungsschlüssels bei und haftet im Innenverhältnis 
nur in diesem Umfang. Der Finanzierungsschlüssel be-
stimmt sich aus dem Verhältnis des der jeweiligen Lan-
desmedienanstalt zustehenden Anteils am Aufkommen 
aus dem Rundfunkbeitrag zum Gesamtaufkommen. Da-
neben werden Einnahmen aus Verwaltungsgebühren zur 
Finanzierung herangezogen. 

§ 5
Zuführungen

(1) Zur Deckung der notwendigen Ausgaben insbeson-
dere im Zusammenhang mit den Organen nach §  104 
Abs.  2 MStV leisten die zuständigen Landesmedien-
anstalten Zahlungen aus ihrem Anteil nach § 10 Rund-
funkfi nanzierungsstaatsvertrag rechnerisch in Höhe von 
75 von Hundert der nach § 2 Absatz 3 der Satzung zur 
Erhebung von Kosten im Bereich der Aufsicht über bun-
desweit ausgerichtete Medien festgelegten Gebühren an 
die ALM GbR (Zuführungen). Die um die Zuführungen 
nach Satz 1 geminderten notwendigen Ausgaben werden 
durch Leistungen aller Landesmedienanstalten an die 
ALM GbR gedeckt. Die Höhe der Zuführungen nach 
Satz 2 bemisst sich nach dem gemäß § 4 jährlich festzu-
legenden Finanzierungsschlüssel.

(2) Soweit Zuführungen nach Absatz  1 Satz  1 die not-
wendigen Ausgaben für das laufende Rechnungsjahr 
übersteigen, sind sie zur Deckung der im Folgejahr not-
wendigen Ausgaben zu übertragen. Soweit Leistungen 
nach Absatz 1 Satz 2 die notwendigen Ausgaben für das 
laufende Rechnungsjahr übersteigen, werden sie grund-
sätzlich in das neue Haushaltsjahr übertragen. Zinsein-

nahmen können auch zur Deckung der notwendigen 
Ausgaben im Folgejahr verwendet werden.

(3) Die Beträge für die regelmäßigen notwendigen Aus-
gaben werden den Landesmedienanstalten von der 
ALM GbR mitgeteilt und von den Landesmedienanstal-
ten in Abschlägen innerhalb von zwei Wochen nach Ab-
sendung der Mitteilung geleistet. Das Nähere wird in 
Anwendungsbestimmungen festgelegt. Im Übrigen er-
folgen die Zuführungen nach Bedarf. Die ALM GbR ist 
berechtigt, von den Landesmedienanstalten Abschlags-
zahlungen zu fordern, soweit der Kassenstand den Be-
trag von EUR 300.000 unterschreitet.

(4) Zum 1. Oktober des Rechnungsjahres teilt die ALM 
GbR den Landesmedienanstalten die voraussichtlich im 
Rechnungsjahr noch erforderlichen Zuführungen mit. 
Zum 1. Dezember des Rechnungsjahres ruft sie die dann 
voraussichtlich noch erforderlichen Zuführungen ab.

(5) Nachbewilligungen sind nur zulässig, wenn für die 
beabsichtigte Mehrausgabe Deckung durch entspre-
chende Minderausgaben innerhalb des Gesamtwirt-
schaftsplans möglich ist. Sie sind von dem/der BfH ge-
genzuzeichnen.

§ 6
Rechtsgeschäfte

(1) Die ALM GbR geht im Rahmen des Gesamtwirt-
schaftsplans entsprechende rechtsgeschäftliche Verpfl ich-
tungen ein. 

(2) Soweit Verpfl ichtungen nach Absatz  1 sachlich die 
Arbeit der Organe nach §  104 Abs.  2 MStV betreffen, 
 bedarf es für Rechtsgeschäfte mit einem Volumen von 
bis  zu EUR 25.000 der Zustimmung des/der BfH, über 
EUR  25.000 zusätzlich eines Beschlusses des jeweiligen 
Organs nach § 104 Abs. 2 MStV. 

(3) Soweit Verpfl ichtungen nach Absatz  1 sachlich 
 sonstige Gemeinschaftsaufgaben betreffen, entscheidet 
über Aufwendungen mit einem Volumen von bis zu 
EUR 25.000 der/die ALM-Vorsitzende oder der/die BfH. 
Über EUR 25.000 bedarf es zusätzlich eines Beschlusses 
der Gesellschafter. 

(4) Der/die ALM-Vorsitzende kann dem/der Leiter/in 
der Gemeinsamen Geschäftsstelle und weiteren Per-
sonen  allgemein oder im Einzelfall schriftliche Unter-
vollmacht erteilen. Im Übrigen kann der/die Leiter/in 
der Gemeinsamen Geschäftsstelle Rechtsgeschäfte bis zu 
EUR 10.000 tätigen.

§ 7
Rechnungslegung

(1) Die Abrechnung der Einzelwirtschaftspläne der Or-
gane nach §  104 Abs.  2 MStV erfolgt im Rahmen der 
Rechnungslegung der ALM GbR. Die ALM GbR stellt 
jährlich einen Jahresabschluss nach den Grundsätzen 
der Kameralistik nach LHO auf.

(2) Der Jahresabschluss ist jährlich von einer Wirt-
schaftsprüferin oder einem Wirtschaftsprüfer, die oder 
den die Gesellschafterversammlung der ALM GbR mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder be-
stellt, zu prüfen. 

(3) Den Jahresabschluss und den Prüfbericht der Wirt-
schaftsprüferin oder des Wirtschaftsprüfers legt die/der 
BfH der Gesellschafterversammlung der ALM GbR bis 
zum 30. Juni des neuen Rechnungsjahres vor, die mit 
 einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder über 
die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlas-
tung der/des Vorsitzenden der ALM GbR und der/des 
BfH beschließt.

(4) Der Jahresabschluss wird auf den Internetseiten der 
ALM GbR veröffentlicht. 

§ 8
Beschäftigte

(1) Arbeitsverträge mit den Beschäftigten der Gemeinsa-
men Geschäftsstelle werden von dem/der ALM-Vorsit-
zenden im Namen und auf Rechnung der ALM GbR ge-
schlossen. Der/die ALM-Vorsitzende kann den/die BfH 
insoweit ermächtigen. Die Besetzung von Personalstellen 
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ist nur zulässig im Rahmen des Stellenplanes, der dem 
Gesamtwirtschaftsplan beizufügen ist.

(2) Dienst- und Arbeitsverhältnissen sind der Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) in der 
Fassung des Landes Berlin und die diesen ergänzenden, 
ändernden oder ersetzenden Tarifverträge zugrunde zu 
legen. Im Übrigen gelten die arbeits- und dienstrecht-
lichen Bestimmungen des Landes Berlin. Außertarifl iche 
Eingruppierungen sind in begründeten Ausnahmefällen 
zulässig. 

§ 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Dezember 2021 in Kraft. 
Sind bis zum 30. November 2021 übereinstimmende Sat-
zungen nicht von allen Landesmedienanstalten erlassen 
und veröffentlicht worden, wird diese Satzung gegen-
standslos. Der Vorsitzende der Direktorenkonferenz der 
Landesmedienanstalten (DLM) veröffentlicht im Inter-
netauftritt unter der Dachmarke „die medienanstalten“, 
ob alle Landesmedienanstalten innerhalb der Frist des 
Satzes 2 übereinstimmende Satzungen erlassen und ver-
öffentlicht haben.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Deckung der not-
wendigen Ausgaben/Aufwendungen der Organe nach 
§ 35 Absatz 2 des Rundfunkstaatsvertrags und zur Erfül-
lung der Gemeinschaftsaufgaben (Finanzierungssatzung 
– FS) in der Fassung vom 15. März 2019 außer Kraft.

Düsseldorf, den 27.08.2021

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Tobias  S c h m i d

– GV. NRW. 2021 S. 1182
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Gesetz
zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes 

und zu Ausgleichszahlungen 
für geduldete Personen

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes 
und zu Ausgleichszahlungen

für geduldete Personen

Vom 9. November 2021 

Artikel 1
Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes

Das Flüchtlingsaufnahmegesetz vom 28. Februar 2003 
(GV. NRW. S. 93), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „,das zuletzt 
durch Artikel  6 des Gesetzes vom 31. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1939) geändert worden ist,“ durch die Wör-
ter „in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 1a wird jeweils das Wort „Asylgesetz“ 
durch die Wörter „des Asylgesetzes“ ersetzt.

 b)  In Nummer  2 werden die Wörter „des Gesetzes 
über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die 
Integration von Ausländern im Bundesgebiet (Auf-
enthG) vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950)“ durch 

die Wörter „des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162) in der jeweils geltenden Fassung“ 
ersetzt.

 c)  In Nummer  3 wird jeweils die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ und jeweils die Angabe 
„AufenthG“ durch die Wörter „des Aufenthaltsge-
setzes“ ersetzt. 

 d)  In Nummer 4 wird die Angabe „AufenthG“ durch 
die Wörter „des Aufenthaltsgesetzes“ ersetzt.

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  3 Satz  1 Nummer  1 werden die Wörter 
„drei Monate nach Eintritt der vollziehbaren Aus-
reisepfl icht“ durch die Wörter „bis einschließlich 
des Monats, in dem die vollziehbare Ausreisepfl icht 
eintritt“ ersetzt.

 b)  In Absatz 3 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 
und Satz 2 wird jeweils die Angabe „Nrn.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

 c)  In Absatz  4 Satz  1 werden nach der Angabe „§  2 
kann“ die Wörter „von der Bezirksregierung Arns-
berg“ eingefügt.

 d)  Absatz 7 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Die Gemeinden melden monatlich im Rahmen des 
Meldeverfahrens nach § 4 auch die relevanten Da-
ten der Personen nach den Sätzen 1 und 2.“

4.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

   „Ausgenommen hiervon sind 

  1.  Personen im Sinne des §  2, die aufgrund von 
Einkommen oder Vermögen im Sinne des §  7 
des  Asylbewerberleistungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. August 1997 
(BGBl.  I S.  2022) in der jeweils geltenden Fas-
sung keine Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz erhalten und

  2.  Personen, die unter Anrechnung auf die Zuwei-
sungsquote in einer Aufnahmeeinrichtung des 
Landes untergebracht sind.“

 b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

   „Die Höhe der monatlichen Kostenpauschale nach 
Absatz  1 wird mit Wirkung ab Januar 2021 pro 
Person

  1.  in einer kreisangehörigen Gemeinde auf 875 Euro 
und

  2.  in einer kreisfreien Stadt auf 1 125 Euro

   festgesetzt, sofern die Person dort rechtmäßig ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt (Wohnsitz) hat.“

 c)   Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt ge-
fasst:

  „b)  mit Ablauf des Monats, in dem die vollzieh-
bare Ausreisepfl icht eintritt,“

 d)   Nach Absatz  5 werden die folgenden Absätze 6 
und 7 eingefügt:

   „(6) Für Personen, die nach dem 31. Dezember 2020 
vollziehbar ausreisepfl ichtig werden, gewährt das 
Land pro Person eine einmalige Pauschale in Höhe 
von 12 000 Euro. Dies gilt auch für die in § 2 Num-
mer  1a genannten Personen. Voraussetzung ist, 
dass die Personen

  1.  bis zum Eintritt der vollziehbaren Ausreise-
pfl icht die Voraussetzungen für die monatliche 
Pauschale nach Absatz 1 erfüllten oder

  2.  erst nach Eintritt der vollziehbaren Ausreise-
pfl icht aus einer Aufnahmeeinrichtung des Lan-
des heraus einer Gemeinde zugewiesen wurden 
und nicht nach Absatz 1 Satz 2 ausgeschlossen 
sind.

   Soweit für Monate des Jahres 2021 bereits Pau-
schalen für vollziehbar Ausreisepfl ichtige gezahlt 
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wurden, sind diese zu verrechnen. Für jede Person 
kann nur einmal die Pauschale in Höhe von 12 000 
Euro gewährt werden.

   (7) Maßgeblich für die Prüfung der Voraussetzun-
gen für die Auszahlung der Pauschalen nach den 
Absätzen 1 bis 6 ist insbesondere der Abgleich mit 
den für die jeweilige Person im Ausländerzentral-
register für den Meldemonat gespeicherten Daten 
einschließlich nachträglich erfolgter Eintragun-
gen.“

 e)  Der bisherige Absatz  6 wird Absatz  8 und ihm 
werden folgende Sätze angefügt:

   „Die Gemeinden sind verpfl ichtet, Änderungen 
im Ausländerzentralregister auch für die Vergan-
genheit nachzuverfolgen und, wenn die Voraus-
setzungen für bereits ausgezahlte Pauschalen 
nicht vorliegen, im Rahmen des Meldeverfahrens 
unauf gefordert eine Korrekturmeldung abzuge-
ben. Die Verpfl ichtungen zur Nachverfolgung und 
zur Abgabe von Korrekturmeldungen enden mit 
Ablauf des dritten Kalenderjahres, das auf den 
Monat folgt, für den die Meldung abgegeben 
wurde.“

 f)  Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 9 und wie folgt 
gefasst: 

   „(9) Soweit die Auszahlung einer pauscha lierten 
monatlichen Landeszuweisung ohne Rechtsgrund 
erfolgte oder der Rechtsgrund nachträglich weg-
fällt, hat die Gemeinde dem Land die Zahlung zu 
erstatten. Rückforderungsansprüche verjähren mit 
Ablauf des dritten Kalenderjahres, das auf den 
Monat folgt, für den die Meldung abgegeben 
wurde, es sei denn, dass sie von der jeweiligen Be-
zirksregierung vorher geltend gemacht wurden. 
Die  Vorschriften über die Jahresfrist gemäß §  48 
Absatz  4 und §  49 Absatz  3 Satz  2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S.  602) in der 
jeweils geltenden Fassung fi nden keine Anwen-
dung.“

5.   § 4a wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In dem Satzteil vor Buchstabe a werden die 
Angabe „1.1.2005“ jeweils durch die Angabe 
„1. Januar 2005“ und die Angabe „Abs.  1 
 AufenthG“ jeweils durch die Wörter „Absatz 1 
des Aufenthaltsgesetzes“ ersetzt.

  bb)   Die Buchstaben b und c werden wie folgt ge-
fasst:

   „b)   nach § 2 des Asylbewerberleistungsgesetzes 
entsprechend dem Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch – Sozialhilfe – (Artikel  1 des Ge-
setzes vom 27. Dezember 2003, BGBl.  I 
S. 3022, 3023) in der jeweils geltenden Fas-
sung Hilfe zum Lebensunterhalt oder 

   c)   Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch durch eine 
kreisfreie Stadt oder durch eine nach §  3 
des Landesausführungsgesetzes zum Sozial-
gesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozi-
alhilfe – für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. S.  816) 
in der jeweils geltenden Fassung herangezo-
gene kreisangehörige Gemeinde“.

 b)   In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294) 
geändert worden ist,“ gestrichen.

6.   § 4b wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt:

   „Berücksichtigungsfähig ist der Personenkreis 
nach § 2, soweit er nach § 3 Absatz 3 bei der Zu-

weisung angerechnet wird. Voraussetzung für zu-
sätzliche Finanzmittel ist, dass 

  1.  die Krankheitskosten nach §  4 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes, die Kosten nach §  6 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes, die im Einzel-
fall zur Sicherung der Gesundheit unerlässlich 
sind, sowie 

  2.  die Verwaltungskosten nach §  11 der Rahmen-
vereinbarung des Landes Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, mit den dort genannten 
Krankenkassen zur Übernahme der Gesund-
heitsversorgung für nicht Versicherungspfl ich-
tige gegen Kostenerstattung nach §  264 Ab-
satz  1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
– Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl.  I 
S. 2477, 2482) in der jeweils geltenden Fassung 
in Verbindung mit den §§ 1 und 1a des Asylbe-
werberleistungsgesetzes 

   für Behandlungen im Kalenderjahr die Summe 
von 35 000 Euro je Flüchtling überschreiten.“

 b)   In Absatz  2 Satz  1 wird die Angabe „30. Juni“ 
durch die Angabe „31. Dezember“ ersetzt.

7.   § 5 wird wie folgt gefasst:

 „§ 5

 Kostenerstattung

  (1) Das Land erstattet den Landschaftsverbänden 
die Aufwendungen nach dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch und dem Asylbewerberleistungsgesetz 
für ausländische Flüchtlinge nach § 2 Nummer 1 und 
1a bis zur unanfechtbaren Ablehnung des Asylan-
trags. Satz  1 gilt entsprechend für diejenigen Auf-
wendungen der örtlichen Träger der Sozialhilfe, die 
nach dem fünften bis neunten Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch in teilstationären oder sta-
tionären Einrichtungen erbracht werden und für die 
nicht die überörtlichen Träger der Sozialhilfe nach 
§  97 Absatz  2 und 3 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch in Verbindung mit §  1 des Landesausfüh-
rungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch 
(SGB XII) – Sozialhilfe – für das Land Nordrhein-
Westfalen zuständig sind. §  4 fi ndet insoweit keine 
Anwendung.

  (2) Das Land erstattet den Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe für ausländische Flüchtlinge nach §  2 
Nummer 1 und 1a für die Dauer der in Absatz 1 ge-
nannten Frist die nach dem Achten Buch Sozialge-
setzbuch – Kinder und Jugendhilfe – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. September 2012 
(BGBl.  I S.  2022) in der jeweils geltenden Fassung 
notwendigen Aufwendungen für Leistungen der Ju-
gendhilfe außerhalb des Elternhauses in einer ande-
ren Familie und den Einrichtungen der Jugendhilfe 
sowie für Inobhutnahmen von ausländischen Flücht-
lingen, sofern die Aufwendungen nicht nach §  89d 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch zu erstatten 
sind.“

8.   Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:

 „§ 5a

 Datenschutz

  Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist zuläs-
sig, soweit sie zur Wahrnehmung der in diesem Gesetz 
geregelten Aufgaben der beteiligten Behörden, insbe-
sondere zur Erfüllung ihrer Prüfungs- und Mittei-
lungspfl ichten, erforderlich ist. Das für Flüchtlinge 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, nähere Ein-
zelheiten durch Rechtsverordnung zu regeln. Dabei 
sind insbesondere der Kreis der Betroffenen, die Art 
der Daten, die erhoben und verarbeitet werden dür-
fen, Anlass und Zweck der Datenverarbeitung, die 
Datenempfänger, die zu übermittelnden Daten und 
ihre Form sowie verfahrensbezogene Einzelheiten, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Betrieb und 
der Nutzung des monatlichen Meldeverfahrens, fest-
zulegen.“
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Artikel 2
Gesetz über Ausgleichszahlungen

für geduldete Personen

§ 1
Ausgleichszahlungen für geduldete Personen

(1) Neben der pauschalierten Landeszuweisung nach § 4 
des Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 28. Februar 2003 
(GV. NRW. S.  93) in der jeweils geltenden Fassung er-
halten die Gemeinden im Jahr 2021 und im Jahr 2022 
Zuweisungen in Höhe von jeweils 175 Millionen Euro so-
wie im Jahr 2023 und im Jahr 2024 Zuweisungen in 
Höhe von jeweils 100  Millionen Euro zur fi nanziellen 
Entlastung bei ihren Aufwendungen für bei ihnen anwe-
sende Personen, denen bis zum 31. Dezember 2020 eine 
Duldung gemäß §  60a des Aufenthaltsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162) in der jeweils geltenden Fassung erteilt 
wurde.

(2) Die Zuweisungen werden entsprechend dem Verhält-
nis der Zahl der Pauschalen nach §  4 Absatz  1 des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes, welche die Gemeinden in 
den Jahren 2018 bis 2020 für Personen mit Duldung 
nach § 60a des Aufenthaltsgesetzes erhalten haben, ver-
teilt. Maßgeblich sind die Daten der Bestandsstatistik 
zum Stand 30. Juli 2021.

(3) Die Einzelheiten zu den Datengrundlagen, Berech-
nungen und zur Zahlungsabwicklung kann das für 
Flüchtlinge zuständige Ministerium durch Erlass regeln.

(4) Die Zuweisungen sind von den Gemeinden für Auf-
wendungen für bei ihnen anwesende Personen, denen bis 
spätestens zum 31. Dezember 2020 eine Duldung gemäß 
§  60a des Aufenthaltsgesetzes erteilt worden ist, einzu-
setzen.

§ 2
Evaluierung

Im ersten Quartal 2023 fi ndet eine Evaluierung statt.

§ 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft 
und am 31. Dezember 2024 außer Kraft.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 9. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2021 S. 1184

7126

Berichtigung der
Sachkundenachweis und 

Schulungsverordnung NRW

Vom 20. Oktober 2021

Die Sachkundenachweis und Schulungsverordnung 
NRW vom 6. Oktober 2021 (GV. NRW. S. 1157) wird wie 
folgt berichtigt:

1.  In der Überschrift werden die Wörter „Sachkunde-
nachweis und Schulungsverordnung“ durch die Wör-
ter „Sachkundenachweis- und Schulungsverordnung“ 
ersetzt.

2.  In Anlage 3 wird die Angabe „(zu § 14/15)“ durch die 
Wörter „(zu den §§ 10 und 11)“ ersetzt. 

Düsseldorf, den 28. Oktober 2021

Der Minister des Innern

Im Auftrag

Monika  W i ß m a n n

– GV. NRW. 2021 S. 1186

6. Änderung des Regionalplanes 
für den Regierungsbezirk Köln

Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg
auf dem Gebiet der Stadt Meckenheim

Vom 29. Oktober 2021

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sitzung am 25. Juni 
2021 die 6. Änderung des Regionalplanes für den Regie-
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg, 
Umwandlung eines Allgemeinen Siedlungsbereiches 
(ASB) in einen Bereich für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen (GIB) Unternehmerpark Kottenforst II, Stadt 
Meckenheim, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln mit Bericht vom 5. Juli 2021 – Aktenzeichen: 
32/61.6.2-2.13-06 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde), dem Rhein-Sieg-Kreis, sowie der Stadt Mecken-
heim zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Da-
mit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs-
gesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
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von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 6. Änderung des Regionalplanes für den Re-
gierungsbezirk Köln kann Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben 
werden. Die Klage ist innerhalb eines Jahres nach Be-
kanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 29. Oktober 2021

Der Minister 
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R e n z

– GV. NRW. 2021 S. 1186

23. Änderung des Regionalplanes 
für den Regierungsbezirk Köln

Teilabschnitt Region Aachen auf dem Gebiet der 
Stadt Düren und der Gemeinde Niederzier

Vom 29. Oktober 2021

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sitzung am 25. Juni 
2021 die 23. Änderung des Regionalplanes für den 
 Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen, 
Festlegung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
bereiches für zweckgebundene regionale gewerbliche 
und industrielle Nutzungen GIBregional, Stadt Düren 
und Gemeinde Niederzier, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln mit Bericht vom 5. Juli 2021 – Aktenzeichen: 
32/61.6.2-2.12-23 – gemäß §  19 Absatz  6 des Landes-
planungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde), der Stadt Düren, dem Kreis Düren sowie der 
 Gemeinde Niederzier zur Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Da-
mit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs-
gesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs.1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
eine nach §  11 Abs.  4 ROG beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-

falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 23. Änderung des Regionalplanes für den Re-
gierungsbezirk Köln kann Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben 
werden. Die Klage ist innerhalb eines Jahres nach Be-
kanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 29. Oktober 2021

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R e n z

– GV. NRW. 2021 S. 1187
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